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Geſetz Sammlung 
fur die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 6. 


die Abgaben = Erhebung von der Schifffahrt u der Deime 55 dem 
großen und kleinen Friedrichsgraben. e 


ie die Abgaben, welche bisher von der Schifffahrt vom Pregel zum Memel⸗ 
ſtrom erhoben worden, einfacher zu ordnen und zu ermaͤßigen ‚ beftimme Ich auf 

Ihren Bericht vom 16ten Februar c. Folgendes: 

1) Es ſollen alle bisher auf dem Pregel oberhalb Koͤnigsberg, auf der 2 Deime 
und auf den beiden Friedrichsgraben für die Staatskaſſen erhobenen Abga⸗ 
ben, in ſoweit ſie verpachtet ſind, mit Ablauf der Pachtzeit, und in ſoweit 
dies nicht der Fall iſt, ſofort aufhoͤren. Zu dieſen aufgehobenen Abgaben 

gehoͤren: das Baumgeld zu Koͤnigsberg und zu Tapiau, der Zoll von den 

Gemuͤſekaͤhnen zu Tapiau, das Schleuſengeld bei Labiau, der Deimezoll 
und die beiden Friedrichsgraben⸗Zölle, die Quittowa, das Treidel⸗Damm⸗ 
geld am kleinen Friedrichsgraben, das Rekognitionsgeld von auslaͤndiſchem 
Holze u. ſ. w. 
Statt der aufgehobenen Abgaben ſoll für die Benutzung der Deime und der 
beiden Friedrichsgraben zur Schifffahrt, ein Gefaͤßgeld nach dem beiliegenden 
von Mir vollzogenen Tarif, an zwei Hebeſtellen, zu Labiau und zu Klein⸗ 
Friedrichsgraben, erhoben werden. 


Ich beauftrage Sie, den ee dieſe Beſtimmungen zur Voll⸗ 
ziehung Sue zu laſſen. 
Berlin, den 1ſten Marz 1828. 


eo. 


— 


Friedrich Wilhelm. 
An die Stontäminier v. 98 ann und v. Motz. 
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r | 
der Abgaben von der Schifffahrt auf der Deime und dem großen und« 
kleinen Friedrichsgraben. = 


Es wird entrichtet: ’ 8 =: 8 
1) von einer Wittine oder Struſe 4 Rthlr. — Sgr. 
2) einem Boydacck kk... aan, 2 20 * 
3) = einer Schluppe oder einem halben Boydac g.. — 
4) = einem Kahn, der 15 Laſten und mehr tragen kann. 1 10 
5) = einem Kahn von S bis 14 Laſten .. 20 ⸗ 
6) = einem Kahn, der 2 bis 8 Laſten tragen kannn. WS Ad: 
7) = einer beladenen Trift Holzfloß eu... Henannere rer 4 „ 
8) = zwanzig Stuͤck Holz in Floͤſſen. — .: 5 = 


Allgemeine Beſtimmungen. 

a) Unbeladene Gefaͤße, wohin auch ſolche gerechnet werden, die außer dem Ge⸗ 
paͤcke und Mundvorraͤthe der Mannſchaft nicht mehr als eine Laſt Ladung 
haben, zahlen nur die Haͤlfte obiger Saͤtze. f 

p) Kaͤhne, welche nicht zwei Laſten tragen, und Kaͤhne, die bloß zum Fiſchfang 
dienen, ſind frei. f 

©) Die Abgaben werden entrichtet, fo oft eine Hebeſtelle paſſirt wird. i 

d) Sie werden vom Schiffer getragen, wenn bei Uebernahme der Fracht nicht aus⸗ 
druͤcklich ein Anderes bedungen iſt. 5 

e) Wo bisher fuͤr die Oeffnung von Zugbruͤcken eine Abgabe erhoben ift, da kann 
dies auch ferner geſchehen; doch follen für einen einfachen Aufzug nicht mehr 
als 1 Sgr., und fuͤr einen doppelten nicht mehr als 2 Sgr. erhoben werden. 

1) Wer durch ſpezielle Rechtstitel von der Entrichtung der aufgehobenen Abgahen 
befreit war, der ſoll auch ferner von Erlegung dieſer Schifffahrts-Abgaben 
frei ſeyn. = 

g) Von Transporten, die für unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen, 
werden die Schifffahrts⸗Abgaben nicht erhoben. x 

h) Wer es unternimmt, ſich den in dieſem Tarife beſtimmten Abgaben auf irgend 
eine Weiſe zu entziehen, der foll, neben der verkuͤrzten Abgabe, deren vier⸗ 
fachen Betrag als Strafe erlegen. f ö | 

i) Bei Kontraventionen findet das Verfahren, welches in der Steuerordnung 
vorgeſchrieben iſt, Statt, und die Strafen werden wie andere Steuerſtrafen 
verwendet. 

Gegeben Berlin, den Aften Maͤrz 1828. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Schuckmann. v. Motz. 


Go. 1438.) 
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(No. 1138.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 20ſten Maͤrz 1828., betreffend die Beſchlag⸗ 
nahme ſolcher Penſionen, welche invalide Offiziere aus der Artillerie-Penſions⸗ 
Zuſchuß⸗Kaſſe erhalten. = 


Nchden bei der Artillerie Meiner Armee mit Meiner Genehmigung eine beſon⸗ 
dere Penſions⸗Zuſchuß⸗Kaſſe geſtiftet worden iſt, aus welcher die invaliden Offiziere 
derſelben neben der ihnen von Mir bewilligten Penſion einen maͤßigen Zuſchuß 
erhalten, ſetze Ich hierdurch feſt, daß, ſo wie dies auch in Hinſicht der aus der 
Militair⸗ und Allgemeinen Wittwen⸗Kaſſe zu zahlenden Penſionen beſtimmt iſt, 
die aus dieſer Artillerie-Penſions⸗Zuſchuß⸗Kaſſe zu zahlenden Penſionen nur von 
ſolchen Glaͤubigern, welche die Beiträge zur Bezahlung des Penſionsrechts vorge⸗ 
ſchoſſen haben, zur Befriedigung wegen dieſer Beiträge, als Objekt der Exekution 
vorgeſchlagen werden koͤnnen. Ich trage Ihnen auf, dieſe Beſtimmung durch die 
Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 20ſten Maͤrz 1828. 
| | Friedrich Wilhelm. 
An den Kriegsminiſter v. Hake und Juſtizminiſter Graf v. Danckelman. 


= 


(Jo. 1439.) Erklärung, das Abkommen mit der Herzoglich-Naſſauiſchen Regierung, 
= wegen: gegenſeitiger Aufhebung der Koſtenvergütung in Unterſuchungs⸗ 
Sachen gegen Unvermoͤgende, betreffend. Vom 27ſten März 1828. 


Naben die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung mit der Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
Regierung dahin uͤbereingekommen iſt, die gegenfeitige Koftenvergütung in Unter⸗ 
ſuchungsſachen gegen unvermoͤgende Perſonen aufzuheben, erklaͤrt das Koͤniglich⸗ 
Preußiſche Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes: 


In allen Faͤllen, wo Delinquenten von einer Königlich = Preußifchen 
Kriminal- Juſtizbehoͤrde an eine Herzoglich⸗Naſſauiſche Kriminal-Juſtizbehoͤrde, 
oder von dieſer an jene, nach vorgaͤngiger Requiſition, ausgeliefert werden, find 
nicht allein alle baare Auslagen, ſondern auch die ſaͤmmtlichen nach der bei dem 
requirirten Gericht uͤblichen Taxe zu liquidirenden Gerichtsgebuͤhren von dem Letzte⸗ 
ren aus dem Vermoͤgen des an das requirirende Gericht ausgelieferten Delinquen⸗ 
ten, wenn ſolches hinreicht, zu entrichten. Hat aber der ausgelieferte Delinquent 
kein hinreichendes Vermoͤgen, ſo fallen die Gebuͤhren fuͤr die Arbeiten des 
requirirten Gerichts durchgehends weg, und das requirirende Gericht bezahlt 
alsdann dem erſteren nur die baaren Auslagen für Atzung, Transport, 
Porto und Kopialien. 5 

7 + 


a.) 


2. OR Ren 
Nach gleichen Grundſaͤtzen ſoll auch in Abſicht der Bezahlung der Koſten 
in ſolchen Unterſuchungsfaͤllen verfahren werden, wo es nicht auf die Ausliefe⸗ 
rung von Delinquenten, ſondern nur auf die Vernehmung oder Siſtirung von 
Zeugen oder anderen Perſonen ankommt. . 

Die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten des Richters, ſofern dieſe zur Genuͤgung 
der Nequifition nothwendig find, follen jedoch, gleich den ad 1. erwaͤhnten 
baaren Auslagen, nach der bei dem requirirten Gerichte üblichen Taxe, auch 
jedenfalls erſetzt werden. 8 ö 


Zur Entſcheidung der Frage: ob der Delinquent hinreichendes Vermoͤgen 
zur Bezahlung der Gerichtögebühren beſitze oder nicht? ſoll in den beiderſeitigen 
Landen nichts Weiteres als das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert 
werden, unter welcher der Delinquent ſeine weſentliche Wohnung hat. Sollte 
derſelbe ſeine weſentliche Wohnung in einem dritten Lande gehabt haben, und 
die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn; ſo wird 
es angeſehen, als ob er kein hinreichendes eigenes Vermögen befige. 


4. x 

Den in allen Unterſuchungsſachen zu fiftirenden Zeugen und jeder abzu⸗ 
hoͤrenden Perſon uberhaupt, ſollen die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten nebſt der wegen. 
ihrer Verſaͤumniß ihnen gebuͤhrenden Verguͤtung, nach deren vom requirirten 
Gericht geſchehenen Verzeichnung, bei erfolgter wirklicher Siſtirung, ſey es vor 
dem requirirten oder vor dem requirirenden Gericht, vom requirirenden unver⸗ 
zuͤglich verabreicht werden. Sofern ſie dafuͤr eines Vorſchuſſes beduͤrfen, wird . 
das requirirte Gericht zwar die Auslage davon uͤbernehmen; es ſoll ſelbige 
jedoch vom requirirenden Gericht, auf die erhaltene Benachrichtigung, dem requi⸗ 
rirten Gericht ungeſaͤumt wieder erſtattet werden. / 


Gegenwaͤrtige Erklarung ſoll, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Herzoglich-Naſſauiſchen Miniſterio vollzogene, ausgewechſelt worden, 


Kraft und Wirkſamkeit in den geſammten beiderſeitigen Landen haben, und 


öffentlich bekannt gemacht werden. a 
Berlin, den 27ſten Maͤrz 1828. 


a 7 
Königl. Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
| v. Schönberg. . = 
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